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Das Klein- und Mittelbetriebsproblem 
des Gemeinsamen Marktes in französischem Licht

Alfred .Frisdi, Paris

D er Gemeinsame Markt mit seinen versdiiedenen 
allgemeinen wirtsdiaftspolitisdien Auswirkungen 

stellt die Klein- und Mittelbetriebe vor besondere 
Probleme. Bezeidinend hierfür ist die jüngste Erkennt­
nis der Europäisdien Investitionsbank, die zur Er­
leiditerung des Fortsdiritts in den unterentwidielten 
Gebieten und für die allgemeine Anpassung der Wirt­
sdiaft an den Gemeinsamen Markt gegründet wurde, 
daß die Umstellung der Betriebe viel sdineller aktuell 
werde, als ursprünglidi erwartet worden sei, und daß 
diese Umstellung vorwiegend die Klein- und Mittel­
betriebe betreffen werde. Die größeren Unternehmen 
sind meistens redit modern. Sie hatten als erste die 
Möglidikeit, ihr Produktionsprogramm auf die zu­
künftige Marktlage auszuriditen und außerdem die 
erforderlidien Maßnahmen zur Steigerung der Pro­
duktivität durdizuführen. Die Klein- und Mittelbe­
triebe konzentrierten sidi, von Ausnahmen abgesehen, 
in allen Ländern vorwiegend auf den Inlandsmarkt 
und waren in diesem Rahmen am stärksten auf den 
Zollsdiutz angewiesen. Der unvermeidliche europäi­
sdie Bereinigungsprozeß über Spezialisierung, Ar­
beitsteilung und Neugestaltung der Märkte geht da­
her besonders zu Lasten dieser Betriebskategorie.
KONKURRENZ UND KONZENTRATION 
Vor allem muß die allgemeine Konkurrenzentwidclung 
oder — besser gesagt — die Konkurrenzversdiärfung 
berüdisiditigt werden, die übrigens ihre strukturellen 
Ursadien besitzt, die ziemlidi unabhängig vom Ge­
meinsamen Markt bestehen. Am deutlidisten zeigt 
sidi dies seit einigen Jahren in Frankreidi, wo man 
allzu lange an Sdiutzkartelle mit künstlidi hodigehal- 
tenen Mindestpreisen gewöhnt war. Inzwisdien er­
warben jedodi die Großbetriebe moderne Masdiinen, 
die nur dann einigermaßen rentabel amortisiert wer­
den können, wenn sie mindestens in zwei Sdiiditen 
arbeiten. Der Umsatz wird so für die Großunterneh­
men widitiger als der Preis, denn der Gewinn setzt 
vor allem einen ausreidienden Umsatz und weniger 
einen hohen Preis voraus. Die Großbetriebe können 
es sidi infolgedessen nidit mehr leisten, bei der Fest­
setzung ihrer Verkaufspreise auf die kleineren und 
mittleren Unternehmen Rüdssidit zu nehmen.
Diese allgemeine Entwidclungstendenz muß sidi in­
nerhalb des Gemeinsamen Marktes versdiärfen, sdion 
aus dem einfadien Grunde, weil sein Erfolg eine 
stärkere zwisdieneuropäisdie Arbeitsteilung mit ent- 
sprediender Konzentration voraussetzt. Man mag der 
Ansidit sein, daß der Konzentrationsprozeß im bis­

herigen nationalen Rahmen sdion genügend fortge- 
sdiritten war. Denkt man jedodi gesamteuropäisdi, 
muß man das Entstehen von Produktionseinheiten, 
die sidi mit amerikanisdien oder sowjetisdien Grö­
ßenordnungen vergleidien lassen, hinnehmen. Nur 
auf diese Weise vermag Europa der Weltkonkurrenz 
langfristig erfolgreidi entgegenzutreten. Zwangsläufig 
und geradezu automatisdi führt die Öffnung der 
Märkte, die Beseitigung der Zoll- und Handelssdiran­
ken, um zu einem gemeinsamen Wirtsdiaftsgebiet zu 
kommen, zur finanziellen und tedinisdien Konzentra­
tion. Diese Konzentration wird nodi durdi die stär­
kere Widerstandsfähigkeit der Großbetriebe in der 
sdiwierigen Anlaufzeit begünstigt. Eine gewisse Rolle 
spielt bei der Konsolidierung der Positionen im euro­
päisdien Markt audi die Forsdiungstätigkeit, die 
Möglidikeit, stets neue Produkte anzubieten. Daß 
hierfür die Großbetriebe materiell besser gewappnet 
sind, dürfte unbestritten sein.
Den organisdien Vorteilen der größeren Produktions­
einheiten im Gemeinsamen Markt sollte mehr Auf­
merksamkeit gesdienkt werden, als der aus politi­
sdien Gründen gern mehr oder weniger in den Vor­
dergrund gerüdcten Kartellisierung. Europäisdie Preis­
kartelle könnten — im Gegenteil — die Klein- und 
Mittelbetriebe sdiützen. In klassisdier Form sind sie 
unwahrsdieinlidi, hauptsädilidi infolge der erwähnten 
Umsatzabhängigkeit der modernen Unternehmen. So­
weit europäisdie Kampfkartelle entstehen, betreffen 
sie aller Wahrsdieinlidikeit nadi große konkurrie­
rende Gruppen und nidit die Klein- und Mittelbe­
triebe, an deren Aussdialtung niemand besonders in­
teressiert ist. Der Gemeinsame Markt dürfte nadi 
Überwindung einiger vorwiegend national bedingter 
und protektionistisdier Kartellmethoden in erster Li-, 
nie mit einer gewissen Vertrustung nadi amerikani- 
sdiem Muster und nidit mit einer Kartellisierung 
zu redinen' haben, d. h. mit dem Entstehen großer 
Produktionsverbände, die über die Grenzen hinweg 
eng verbundene Einheiten bilden, ohne jedodi die 
Konkurrenz auszusdiließen, weil sidi zunädist in den 
einzelnen Brandien jeweils zumindest nodi zwei 
Gruppen konkurrierend gegenüberstehen. Es ist na- 
türlidi begreiflidi, daß die Klein- und Mittelbetriebe 
der Gefahr ausgesetzt sind, von diesen großen Ein­
heiten bewußt oder unbewußt aufgerieben zu werden.
In der Analyse der für die Klein- und Mittelbetriebe 
von dem Gemeinsamen Markt zu erwartenden Sdiwie­
rigkeiten sehen die Beobaditer für die mittleren Fa-
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briken in der Größenordnung bis zu 200 oder 500 Ar­
beitskräften sdiwärzer als für die Handwerksunterneh­
men und kleineren Fabriken mit 20 bis 50 Arbeitern. 
Die Mittelkategorie, die über eine verhältnißmäßig 
geringe Anpassungsfähigkeit verfügt, dürfte in Anbe­
tracht ihrer hohen Unkosten am uiunittelbarsten unter 
der Konkurrenz zu leiden haben, während dem Klein- 
untemehmen der lokale Markt häufig eine Sonder­
stellung gewährt und ihm die zusätzliche Möglichkeit 
zustatten kommt, sidi gegebenenfalls unter leiditer 
und gründlicher Spezialisierung in einen Zuliefer­
betrieb umzuwandeln. Den Mittelunternehmen bleibt 
nidits anderes übrig, als sich energisdi um die Erhö­
hung ihrer Produktivität zu bemühen und außerdem 
die bekannten Auswege, die sich bieten, auf ihre 
Möglichkeiten zu überprüfen: Spezialisierung, Fusion, 
Konzentration, Zusammenarbeit auf den Gebieten der 
Forschung, der Tedmik, der Warenverteilung usw. 
Das Beneluxexperiment bewies bereits, daß die Spe­
zialisierung nicht nach Sektoren erfolgt, sondern 
nach Produkten.
Handwerk und Handel haben, soweit man sie in die­
sem Zusammenhang als Klein- und Mittelbetriebe 
betrachten kann, ihre eigenen Sorgen. Sieht man vom 
Versandgeschäft und von spezialisierter, genossen- 
schaftlidi betriebener Handwerksarbeit ab, greifen 
sie kaum über die Staatsgrenzen hinaus. In beiden 
Fällen geht es zunädist um die nationale Behaup­
tung gegen eine durdi den Gemeinsamen Markt ge­
förderte allgemeine Konzentrationstendenz, wobei der 
europäisdie Zusammenschluß einen nützlichen Erfah­
rungsaustausch begünstigen könnte. Daneben ist die 
sich sdirittweise verwirklichende innereuropäische 
Niederlassungsfreiheit zu berücksichtigen. Besonders 
französische Kreise möchten sie einer Harmonisierung 
der Gesetzgebung unterordnen, in dem Sinne, daß 
zukünftig in allen sechs Ländern für die Niederlas­
sung von Handwerkern und Einzelhändlern die glei­
chen Regeln Anwendung finden. Frankreich verzichtet 
weitgehend auf einen Befähigungsnachweis, so daß 
die Gefahr besteht, daß Existenzen, die in Deutschland 
oder den Niederlanden im nationalen Rahmen auf 
dem Gebiet des Handwerks und des Handels geschei­
tert sind, nach Verwirklichung der Niederlassungs­
freiheit in Frankreich zum großen Leidwesen der dor­
tigen Kundschaft und der nationalen Konkurrenz ihr 
Heil versuchen werden. Aber auch diese Frage scheint 
vorwiegend nationalen Charakters zu sein, denn es 
ist anzunehmen, daß sich Frankreich mit seinen Nie­
derlassungsbedingungen den europäischen Durch- j 
schnittsbestimmungen anpassen wird. ,

KONZENTRATIONSGRAD DER BRANCHEN
Bevor der Versuch unternommen werden soll, die 
Tragweite der gegebenen Gefahren für Klein- und 
Mittelbetriebe objektiv zu würdigen, sei ihr Platz im 
europäischen Wirtschaftsgefüge ungefähr definiert. 
Ein ziemlich klares Bild ergibt sich hierfür aus fol­
genden Zusammenstellungen, die einer Untersuchung 
der Europäischen Kommission in Brüssel entnommen 
sind. Für die Bundesrepublik verstehen sich die Zah­
len ohne die Saar, denn die statistischen Angaben 
stützen sich auf die Verhältnisse in den Jahren 1950

bis 1954. Inzwischen können allerdings einige Ver­
schiebungen zuungunsten der Klein- und Mittelbe­
triebe eingetreten sein.
A nteile der Betriebsgrößen nach industriellen Brandien

(in ‘la)

B etriebsgrößenkatego iie  nad> B esdiäftigten

Diese fünf Industriezweige beschäftigen in den Län­
dern des Gemeinsamen Marktes über die Hälfte der 
Industriearbeiter. Zahlenmäßig sind in allen Ländern 
die Handwerks- und Kleinbetriebe in der Mehrheit, 
d. h. 95 “/o und mehr. Der Konzentrationsgrad, der 
durch den Prozentsatz der beschäftigten Arbeiter zum 
Ausdruck kommt, schwankt allerdings von einer 
Branche zur anderen und von einem Land zum ande­
ren. Den höchsten Konzentrationssatz erreicht die 
Chemie mit 65—75 Vo der Großbetriebe. Deutschland 
steht hierbei an der Spitze, Belgien befindet sich am 
unteren Ende. Die metallverarbeitenden Fabriken sind 
etwas weniger stark konzentriert mit ungefähr glei­
chem Konzentrationssatz in Frankreich, Deutschland, 
Italien und den Niederlanden. Bei Textilien dagegen 
beschäftigen die großen und mittleren Produktions­
einheiten weniger als die Hälfte der vorhandenen 
Arbeitskräfte mit überraschend starker Konzentration 
in Italien und erneut schwachem Zusammenschluß in 
Belgien. Italien und die Niederlande besitzen schließ­
lich eine verhältnismäßig stark konzentrierte Lebens­
mittelindustrie, wieder im Gegensatz zu Belgien, bei 
einer Mittelstellung Deutschlands und Frankreichs. 
Ohne eine Regel aufstellen zu wollen, darf man sehr 
global feststellen, daß die Klein- und Mittelbetriebe 
dort am stärksten gefährdet sind, wo die normale 
Konzentration den größten Rückstand aufweist, denn 
in diesen Ländern muß unter dem Druck des Gemein­
samen Marktes ein sehr gründlicher und schneller 
wirtschaftlicher Umstellungsprozeß einsetzen. Die aku­
testen Probleme stellen sich demnach für die Klein-

Land
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der
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Anz.
der
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Anz.
der
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C h e m i s c h e I n d u s t r i e
Deutschland 67,1 5,7 27,6 20.2 4.1 22,0 1,2 52,1 1
Belgien 75,8 8,0 18,5 23.0 5,0 40,2 0.7 28.7 i
Frankreich 62,5 5,7 32,6 28,9 4,1 30,9 0.8 34,5
Italien 79,3 8,3 16,6 19,2 3.0 22.6 1,1 49,9
N iederlande 80,3 16,8 14.4 18,2 4,1 24,4 1,3 40.6 j

M e t a l l v e r a r b e i t u n g 1
Deutschland 86,1 16,3 11,9 24,2 1.6 25,0 0,3 34,4
Belgien 92,3 25,7 6,9 29.2 0.7 21,7 0,1 23,4
Frankreich 88,2 17,7 10.6 26,3 0,9 20,8 0.2 35.2
Ita lien 94,0 26,3 5,2 21,2 0,6 18,8 0,2 33,6
N iederlande 88,7 23,0 8.9 17.6 1.8 15,6 0,6 43,8 1

T e x t i l u n d B e k l e i d u n g
Deutschland 95,1 33,2 4,2 22,9 0,6 24,9 0,1 19,0
Belgien 94,2 30,0 4,9 29,4 0,8 30.7 0.1 9,9 '
Frankreich 88,4 19,9 10,5 35,1 1,0 29,6 0,1 14,4
Italien 97,2 34,9 2,2 17,2 0.4 23,1 0,1 24,8 !
N iederlande 90,9 25,0 6,6 18,5 2.0 21,7 0,6 34,8

L e b e n s m i t t e l i n d u s t r i e ,
G e t r ä n k e  u n d  T a b a k w a r e n 1

Deutschland 92,1 50,2 7,3 28,6 0.6 15,6 __ 5,5 t
Belgien 96,9 50,9 2,8 26,4 0.3 19,2 — 3.5 1
Frankreich 90,7 36,4 8,6 33.4 0,6 21,6 0.1 8,6
Italien 94,5 45,1 5,1 26,4 0.5 17,9 — 10,6
N iederlande 88,5 32,4 9.0 19,8 1.9 18,0 0.6 29,8

H o l z , P a p i e r u n d D r u c k e r e i g e w e r b e
Deutschland 87,3 33,4 11,8 39,2 0,9 21,6 __ 5.7 !
Belgien 94,0 44,8 5.6 36.3 0.3 16.5 — 2,4 1
Frankreich 84,0 24,3 15,1 47,2 0,7 20,8 0,1 7,5
Ita lien 96,0 53,0 3,8 27,2 0.2 13,5 — 6,2  ̂ !
N iederlande 83,4 24,0 13,2 28,9 3,0 27,8 0,4 19,3
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und Mittelbetriebe in Belgien, ferner in Italien und 
Frankreidi, bei wesentlidi günstigeren Verhältnissen 
in Deutsdiland und wohl audi in den Niederlanden.
HILFSORGANISATIONEN
Die europäisdien Behörden warnen vor einer Uber- 
sdiätzung der Gefährdung der Klein- und Mittelbe­
triebe, deren Widerstandsfähigkeit von ihnen immer 
wieder unterstridien wird. In diesem Sinne äußerte 
sidi unlängst der Präsident der Europäisdien Kommis­
sion, Professor Hallstein, in einer grundsätzlidien 
Rede, die er vor dem Belgisdien Mittelstandsinstitut 
hielt. Das amerikanisdie Beispiel habe bewiesen, daß 
der große Markt die kleinen Produktionseinheiten 
nidit benaditeiligt. In den USA gab es 1957 25 Be­
triebe auf 1 000 Einwohner gegenüber 22 im Jahre 
1900, während 90 “/o der amerikanisdien Betriebe nadi 
einem halben Jahrhundert der Konzentration und der 
Expansion immer nodi weniger als 10 Personen be­
sdiäftigen. Die fortsdireitende Spezialisierung begün­
stigt zwangsläufig eine Vielzahl von Zulieferbetrie­
ben. Einzelteile können nadi amerikanisdien Erfah­
rungen von spezialisierten Kleinbetrieben günstiger 
hergestellt werden als von Großunternehmen, die mit 
erheblidien allgemeinen Unkosten arbeiten. Der 
amerikanisdie General Electric-Konzern steht so mit 
nidit weniger als 40 000 Zulieferbetrieben in Ver­
bindung. Um es anders auszudrüdcen. Gemeinsamer 
Markt und Arbeitsteilung zwingen den Kleinbetrieb 
zur Umstellung, verurteilen ihn aber keineswegs zum 
Untergang, wenn er reditzeitig versteht, sidi der 
neuen Lage anzupassen, sidi in den Spezialisierungs­
prozeß gesdiidct einzugliedern. Begünstigt wird sein 
Fortbestand in Europa außerdem durdi die Versdiie- 
denartigkeit des Gesdimadis, der Gewohnheiten, 
durdi die stärkeren handelsmäßigen Absonderungen 
und Traditionen, all dies im Gegensatz zu den 
USA, die als großer Markt entstanden und nidit aus 
der zwangsläufig sdiwierigen Fusion nationaler Ein­
heiten hervorgingen. Die Hebung des Lebensstandards 
infolge der Vorteile des Gemeinsamen Marktes sollte 
ihrerseits das Handwerk und eine auf individuali­
sierte Waren abgestellte Kleinindustrie fördern. Wei­
tere günstige Aussiditen bestehen auf dem Gebiete 
der Dienstleistungen und des Großhandels. Zwisdien 
1939 und 1954 stieg der Großhandelsumsatz in Europa 
um 300 ®/o, die Zahl der Großhandelsbetriebe um 64 "/o. 
Von unterstützender Bedeutung sind für die Klein- 
und Mittelbetriebe sdiließlidi die Einriditungen des 
Gemeinsamen Marktes: die sdion erwähnte Europäi­
sdie Investitionsbank, der Europäisdie Sozialfonds, 
der die Umstellung der Arbeiter erleiditert, und eine 
besondere Dienststelle für Klein- und Mittelbetriebe, 
die deren Probleme im Rahmen des Gemeinsamen 
Marktes untersudit und ihnen besonders über die zu­
ständigen privaten Berufsverbände so weitgehend wie 
nur möglidi beratend zur Seite steht.
Nadi Überzeugung der europäisdien Sadiverständigen 
stehen die Klein- und Mittelbetriebe keiner Sdiidcsals- 
frage gegenüber, sondern lediglidi dem Zwang zur 
Anpassung und zur zwedcmäßigen Organisation. Be­
sonders in' Frankreidi widmete man in den letzten 
Monaten dem Organisationskomplex große Aufmerk­

samkeit. Man weist darauf hin, daß die Großunter­
nehmen zunehmenden Verwaltungssdiwierigkeiten 
mit hohem Kostenaufwand ausgesetzt sind, besonders 
wenn ihr Produktionsprogramm zu vielgestaltig ist. 
Hierin liegt die außergewöhnlidie Stärke der Klein- 
und Mittelbetriebe für die Zukunft. Man gelangte 
ferner zu der sdion oben angedeuteten Erkenntnis, 
daß mit der Marktausweitung die Gefahr von 
Kampfkartellen zurüdcgeht. Das heißt, daß Monopole 
einer fortsdireitenden Konkurrenz weidien müssen. 
Gleidizeitig verbessert sidi, dank der Beseitigung der 
Zollsdiranken und der Einfuhrkomplikationen, die 
Versorgung der Klein- und Mittelbetriebe mit Roh­
stoffen, Halbwaren, Ersatzteilen, Masdiinen usw. Es 
ist offensiditlidi, daß die Zollsdiranken die kleinen 
Unternehmen mehr stören als die großen. Sdiließlidi 
bieten sidi erheblidie Austausdimöglidikeiten für 
tedinisdie Informationen, Produktionsprogramme usw. 
zwisdien vergleidibaren Unternehmen versdiiedener 
Nationalität, deren Märkte sidi nidit überschneiden, 
sondern parallel laufen. Diese Vorteile können nadi 
den französisdien Untersudiungen nur dann aus­
genützt werden, wenn sidi die kleineren und mittle­
ren Produktionseinheiten zusammensdiließen, zu­
nädist im lokalen Rahmen, um Fragen wie Berufs­
ausbildung, Vollbesdiäftigung, Produktivität usw. zu 
regeln, dann national und international für tedinisdie 
Hilfe, gemeinsamen Außenhandel, Spezialisierung usw.
In gleidier Riditung laufen die Bemühungen der fran­
zösisdien Volkskreditbanken, die sidi in den Dienst 

I der Klein- und Mittelbetriebe stellen wollen und die 
i Notwendigkeit einer eigenen mittelständisdien Finanz- 
j organisation europäisdien Ausmaßes unterstreidien, 
! und zwar auf genossensdiaftlidier Ebene. Die Euro­

päisdie Investitionsbank gab bereits zu verstehen, 
daß sie Umstellungskredite nur an Gemeinsdiafts- 
organisationen der Klein- und Mittelbetriebe gewäh­
ren kann. Derartige Einriditungen müssen repräsen­
tativ genug sein, um audi international als kredit­
würdig zu ersdieinen. Eine erste genossensdiaftlidie 
Finanzierungsgesellsdiaft für die Modernisierung der 

,, Klein- und Mittelbetriebe wurde unlängst in Frank­
reidi gegründet. Dieses Beispiel müßte sehr sdmell 
Sdiule machen, wenn die Klein- und Mittelbetriebe 
nidit kostspielige Zeit für ihre positive Einordnung 
in den Gemeinsamen Markt verlieren wollen. Dane­
ben sind Bemühungen zur Bildung geeigneter euro­
päischer Berufsorganisationen nadi dem Muster der 
sehr wirkungsvollen und sehr einflußreidien ameri­
kanisdien „Small Business Organization“ im Gange. 
Ob der 1955 auf amerikanisdie Initiative gemeinsam 
mit selbständigen Unternehmern aus sedis europäi­
sdien Ländern gegründete Internationale Rat für die 
freien Unternehmen den europäisdien Anforderungen 
der Klein- und Mittelbetriebe geredit werden kann, 
muß vorläufig offen bleiben. Jedenfalls ist anzuneh­
men, daß sidi diese Kategorie der europäischen Indu­
strie organisatorisdi bald ebenso stark europäisdi 
verflechten wird wie andere Wirtschaftszweige. 
Absdiließend sei die unlängst in Brüssel stattgefun­
dene Tagung der für die Klein- und Mittelbetriebe 
verantwortlidien Minister der sechs Länder des Ge­
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meinsamen Marktes erwähnt. Die Aussprache betraf 
die Forsdiung für die Anpassung dieser Unterneh­
men an die neue europäisdie Lage und die Koordi­
nierung der nationalen Maßnahmen, besonders auf 
gesetzgeberisdiem Gebiet. Die Minister besdilossen, 
regelmäßig Beridite über ihre Mittelstandspolitik 
fertigzüstellen, die Zulassungsbedingungen und Be- 
rufssdiulungsmethoden miteinander zu vergleidien 
sowie die Bildung eines europäisdien Pools des 
Kunstgewerbes zu erwägen.

Bei all diesen Bemühungen handelt es sidi nodi um 
erste Gehversudie. Das Ziel ist zunädist, bei den 
Klein- und Mittelbetrieben das erforderlidie Bewußt­
sein für ihre neuen Probleme unter gleidizeitiger Be­
seitigung von Minderwertigkeitskomplexen oder 
Katastrophenvorstellungen zu wedcen. Die zweite 
Etappe betrifft die hier nur angedeuteten organisa- 
torisdien Aufgaben, aus deren Erfüllung eine neue 
dynamisdie Widerstandskraft der europäisdien Klein- 
und Mittelbetriebe hervorwadisen kann.

Spanien vor einer neuen Wirtschaftspolitik
Hans-OttO|^Clahn, Madrid

M it der Erklärung der Stabilität der Pesete und der 
gleidizeitig erfolgten Aufnahme in die OEEC als 

vollbereditigtes Mitglied hat Spanien am 20. Juli 1959 
einen Stridi unter die seit einem Vierteljahrhundert 
betriebene Politik der wirtsdiaftlidien Absonderung ge­
zogen und die ernste Absidit bekundet, sidi mit der 
Zeit und unter selbstverständlidier Berüdcsiditigung 
einiger notwendiger übergangsbesdiränkungen in den 
europäisdien Wirtsdiaftsprozeß einzugliedern. Dieser 
Entsdiluß konnte niemanden überrasdien, denn sdion 
seit langem war der Sdiritt vorbereitet, insbesondere 
seit Spanien Anfang 1958 der OEEC als beobaditendes 
Mitglied beigetreten war, und Monate hindurdi hatten 
sidi die Verhandlungen hingezogen, die zwisdien den 
führenden spanisdien Kreisen und den Vertretern 
der Weltwirtsdiaftsorganisationen gepflogen wurden 
und in der Reise des Handelsministers Alberto Ulla- 
stres nadi New York und Paris gipfelten. 
WÄHRUNGSRELATION
überrasdit hat freilidi einerseits der neue Kurs der 
spanisdien Währung, die Festsetzung des Wertver­
hältnisses von 60 Ptas =  1 US-$, denn wenngleidi 
der bisherige offizielle Kurs von 42 Ptas =  1 $ längst 
überholt und audi in der Praxis durdi unzählige Son­
derbestimmungen illusorisdi geworden war, so hatte 
man dodi damit geredinet, daß der nun endgültige 
Dollarpreis der stabilisierten Pesete zwisdien 56 und 
58 liegen werde, wie die spanisdien Noten in der 
letzten Zeit auf den internationalen Märkten und ins­
besondere in Tanger gehandelt wurden. Andererseits 
hatte man audi damit geredinet, daß der Betrag, der 
Spanien zum Zwedce der Stabilisierung zur Verfügung 
gestellt werden würde, wesentlidi höher liegen müßte 
als die 175 Mill. S, die sdiließlidi als ausreidiend er- 
aditet worden sind.
Für die Festsetzung des Kurses etwas unter dem tat- 
sädilidien Handelswert mögen in erster Linie prak­
tisdie Erwägungen aussdilaggebend gewesen sein, die 
die etwas überhöhte Devalvation weniger bedeutend 
ersdieinen ließen als die Erreidiung einer leidit zu 
handhabenden Relation zu den zwei widitigsten Wäh­
rungen, dem US-$ und der DM; denn 100 Peseten 
haben jetzt einen Wert von genau 7 DM.
Was die Geringfügigkeit der zur Verfügung gestellten 
Mittel angeht, so ist die spanisdie Regierung der

sdion vorher daran geübten Kritik durdi eine Er­
klärung begegnet, daß ihr nunmehr außer den offi­
ziell zugestandenen 175 Mill. $ (100 Mill. von der 
OEEC und 75 Mill. von dem Internationalen Wäh­
rungsfonds) nodi redit erheblidie weitere Mittel zur 
Verfügung stünden, nämlidi 130 Mill. aus der Ame­
rikahilfe, 45 Mill. durdi das vereinbarte Moratorium 
für Handelssdiulden und sdiließlidi 68 Mill. $ von 
amerikanisdien Privatbanken gewährte Kredite, so 
daß sie also zum Zwedce der Stabilisierung über ins­
gesamt 418 Mill. $ verfüge.

ENTWICKLUNG DER ZAHLUNGSBILANZ 
Welche Bedeutung diese Summen für die spanische 
Wirtschaft haben, mag aus den zur Verfügung ste­
henden Zahlen der Handels- und der Zahlungsbilanz 
hervorgehen. Spaniens Außenhandel war von jeher 
passiv. Ausgang der zwanziger Jahre lag der Wert 
der Einfuhr im Jahresdurchschnitt 30”/o über dem 
Ausfuhrwert, und etwa 600 Mill. Goldpeseten gingen 
aus diesem Grunde alljährlidi ins Ausland, ohne daß 
der Kurs der Pesete wesentlichen Schwankungen aus­
gesetzt gewesen wäre. Denn die übersdiüsse der 
Zahlungsbilanz, die in erster Linie aus den Erträgen 
privater Kapitalanlagen in den spanisch sprechenden 
Ländern Amerikas — soweit sie die politische Los­
lösung der ehemaligen Kolonien überdauert hatten—, 
ferner aus den Sendungen der Auswanderer und der 
Kapitalrücäcführungen von Rückwanderern herrührten, 
genügten, um diese Einfuhrüberschüsse zu bezahlen.

WIRTSCHAFTSLENKUNG UND HILFELEISTUNG
Erst als nach Errichtung der Republik die einsetzende 
politische Unsicherheit diese Quelle der Zahlungs­
bilanz weitgehend verschüttete, sah man sich gezwun­
gen, zur Devisenbewirtschaftung überzugehen und die 
Wareneinfuhr zu beschränken, um dem ständig fort­
schreitenden Währungsverfall Einhalt zu gebieten.
Der Bürgerkrieg, der drei Jahre lang das Land ver­
heerte, eine Million Menschen kostete und viele Pro­
duktionsstätten zerstörte oder lahmlegte, die anschlie­
ßende Warenknappheit, die der zweite Weltkrieg 
hervorrief, der Wirtschaftsboykott, dem sich Spanien 
dann ausgesetzt sah, verschlimmerten die Lage, und 
so sah sich die spanische Regierung außerstande, aus 
eigenen Kräften den wirtschaftlichen Wiederaufbau
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